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Menschenrecht auf inklusive Bildung

Der Anspruch der UN-Behindertenrechtskonvention 

Über die Inklusion – oder wie man herkömmlich sagt: Integration – von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen in die Regelschule wird hierzulande seit langem kontrovers diskutiert. Bekannt ist, dass Deutschland mit einer Quote von ca. 15 Prozent (bei erheblichen Differenzen zwischen einzelnen Bundesländern) im europäischen Vergleich einen sehr niedrigen Grad an inklusiver Beschulung aufweist. Wenn die Debatte über Inklusion jüngst an Dynamik gewonnen hat, so liegt dies vor allem an einer internationalen Menschenrechtskonvention, die inzwischen auch in Deutschland rechtsverbindlich gilt, nämlich der UN-Konvention für die Rechte von Personen mit Behinderungen. Sie wurde im Dezember 2006 von der UN-Generalversammlung verabschiedet und ist nach der Ratifizierung durch Bundestag und Bundesrat Ende März 2009 in Deutschland rechtlich in Kraft getreten. 
Noch nie hat eine internationale Menschenrechtskonvention in Deutschland so viel Aufmerksamkeit gefunden, so große Erwartungen genährt und geradezu Enthusiasmus ausgelöst wie die Behindertenrechtskonvention. Dies liegt vor allem daran, dass die Behindertenverbände aktiv „Ownership“ an der Konvention reklamieren, an deren Ausarbeitung in New York einige von ihnen direkt beteiligt waren. Es steht zu erwarten, dass die neue Konvention die Behindertenpolitik weltweit und auch in Deutschland langfristig verändern wird. Dies gilt nicht zuletzt für die Belange von Behinderten in der Bildungspolitik. 

Gelegentlich trifft man auf das Missverständnis, es gehe in der Behindertenrechtskonvention um „Sonderrechte“ für Behinderte, was nach Klientelismus, Privilegienwirtschaft und Pflege von Partikularinteressen klingt. Tatsächlich stimmt das Gegenteil: Wie in jeder Menschenrechtskonvention geht es inhaltlich Menschenwürde, Freiheit und Gleichheit aller Menschen. Die Behindertenrechtskonvention versteht sich nicht als eine „Sonderkonvention“, sondern als Bestandteil des allgemeinen Menschenrechtsschutzes, den sie bekräftigt und zugleich präzisiert. Das „Besondere“ an der Konvention ist, wenn man so will, ihre spezifische Perspektive, nämlich der Erfahrungshintergrund von Menschen mit Behinderungen. Die Diskriminierungs- und Ausgrenzungserfahrungen von Menschen mit Behinderungen werden zum Anlass genommen, das Gesamtspektrum der universalen Menschenrechte systematisch durchzudeklinieren, auszudifferenzieren und zu ergänzen.
Alle UN-Menschenrechtskonventionen, auch die Behindertenrechtskonvention, bekräftigen den inneren Zusammenhang zwischen der „Anerkennung der inhärenten Würde“ und den „gleichen und unveräußerlichen Rechten aller Mitglieder der menschlichen Familie“ (Präambel). Der Begriff der Menschenwürde ist für den Menschenrechtsansatz von schlechthin fundamentaler Bedeutung. In der Behindertenrechtskonvention kommt dies besonders deutlich zu Tragen. Von der Würde ist nicht nur häufiger als in anderen UN-Menschenrechtsdokumenten die Rede. Die Würde wird außerdem – sehr viel direkter als in anderen Menschenrechtskonventionen – als Gegenstand notwendiger Bewusstseinsbildung angesprochen. Nicht zufällig geschieht dies im Kontext des Rechts auf Bildung. 
Die Zielmarke der Konvention besagt, dass Menschen mit Behinderungen in der Lage sein sollen, ein Bewusstsein ihrer eigenen Menschenwürde („sense of dignity“) zu entwickeln (Art. 24). Diese Aufgabe kann natürlich nicht allein der schulischen Bildung übertragen werden. Denn die Möglichkeit, ein Bewusstsein eigener Würde zu entwickeln und aufrechtzuerhalten, wird häufig von gesellschaftlichen Einstellungen und Strukturen unterminiert, die bei den Betroffenen das Gefühl verursachen, dass man sie nicht braucht, ja dass man sich ihrer womöglich sogar schämt. U-Bahnschächte ohne Fahrstühle, Bücherregale, die von einem Rollstuhl aus unerreichbar sind, Witze über geistig Behinderte, das fast totale Fehlen von Gebärdendolmetschern in der Universität und zahlreiche andere Barrieren vermitteln Behinderten alltäglich die Botschaft, dass sie nicht dazugehören und dass man ihr kreatives Potenzial nicht wahrnimmt. Faktisch sind auch heute noch Behinderte vielfach „invisible minorities“, unsichtbare – genauer: unsichtbar gemachte – Minderheiten, die vom normalen gesellschaftlichen Leben ferngehalten werden. 
Gegen diese Tendenz der Absonderung stellt die Konvention die Leitidee einer inklusiven Gesellschaft. In allen gesellschaftlichen Bereichen soll Behinderung als Bestandteil normalen menschlichen Zusammenlebens verstanden und akzeptiert werden. Dies gilt für den Arbeitsmarkt, das Wohnungswesen, Ehe und Familie, Kultur, Politik, das Gesundheitssystem, die Systeme der sozialen Sicherung und eben auch das Bildungssystem vom Kindergarten bis zur Hochschule. Das allgemeine Menschenrecht auf Bildung, das auch in anderen Konventionen verbürgt ist, enthält in Art. 24 der Behindertenrechtskonvention eine besondere Qualifizierung: Es wird zum Rechtsanspruch auf inklusive Bildung. 
Die Behindertenverbände und die Fachwelt haben sich mit guten Gründen dagegen verwahrt, dass der Begriff der Inklusion, der die Konvention als roter Faden durchzieht, in der offiziellen deutschen Übersetzung durchgängig mit „Integration“ wiedergegeben wird. Sie sehen darin eine Tendenz, das kritische Veränderungspotenzial der Konvention zu verwässern. Nun mag man darüber streiten, was genau der Unterschied zwischen Inklusion und Integration (bzw. konkret zwischen inklusiver und integrativer Bildung) sein soll. Die Differenz ist schon deshalb nicht ganz leicht zu greifen, weil sich bekanntlich auch unter dem seit langem etablierten Begriff der Integration ganz unterschiedliche – enge oder weite – Verständnisse verbergen können. 
Sicher ist jedenfalls, dass die Konvention mit dem Leitbegriff der Inklusion weit über die herkömmliche Integrationspolitik hinausweist. Bildhaft gesprochen geht es nicht mehr lediglich darum, innerhalb der bestehenden gesellschaftlichen Strukturen – zum Beispiel innerhalb des bestehenden Bildungssystems – die Türen zu öffnen, um nach Maßgabe des Möglichen auch für Behinderte etwas Platz zu schaffen. Vielmehr soll die Architektur der Gesellschaft im Ganzen auf den Prüfstand gestellt werden. Alle gesellschaftlichen Subsysteme sollen so verstanden und gestaltet werden, dass Behinderte selbstverständlich dabei sind. Es geht also nicht um das Öffnen von Türen und Fenstern, sondern langfristig um die Gestaltung einer Gesellschaft, in der sich alle als Zugehörige erleben können. Dafür müssen, um im Bild zu bleiben, Wände verstellt und manche Mauern eingerissen werden. 
Der Anspruch der inklusiven Bildung lässt sich allerdings nicht auf eine schlichte Formel bringen. Er ist nicht etwa gleichbedeutend mit der pauschalen Abschaffung des Förderschulwesens, und es wäre nachgerade absurd, den Begriff der Inklusion zum Vorwand für den Abbau sonderpädagogischer Fachkompetenz zu nehmen. Eine Billiglösung inklusiver Bildung kann und darf es nicht geben. Bekanntlich sind die Formen von Behinderung höchst unterschiedlich. Dass etwa Gehörlose Wert darauf legen, die Gebärdensprache in eigens dafür spezialisierten Einrichtungen in der gebotenen Intensität zu erlernen, ist mehr als verständlich. Da der Menschenrechtsansatz die Würde und die grundlegenden Rechte des Individuums ins Zentrum stellt, müssen die ganz unterschiedlichen Interessen und Förderbedarfe Ausgangspunkt aller Reformüberlegungen bilden. 
Kinder und Eltern, die einen Besuch der Regelschule wünschen, haben fortan aber – und dies ist neu – einen menschenrechtlich verbürgten Anspruch darauf. Ihr Begehr schlichtweg mit Hinweis auf bestehende Engpässe und Organisationsprobleme abzuweisen, wie dies immer noch nachweislich in vielen Fällen geschieht, wird deshalb von nun an nicht mehr möglich sein. Die Behindertenkonvention signalisiert somit einen grundlegenden Perspektivwechsel: An die Stelle pragmatischen Ermessens der Schuladministration tritt der Primat des Menschenrechts auf inklusive Bildung.
Ein grundsätzlicher Einwand gegen das Leitbild inklusiver Bildung besagt, dass es für viele Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sinnvoll sei, einen „Schonraum“ zu haben. Gewiss: Schonräume muss es geben. Die inklusive Gesellschaft, auf die die Konvention zielt, muss eine Gesellschaft sein, in der, bildhaft gesprochen, auch Nischen, Sofaecken und Ruhezonen existieren. Eine Gesellschaft ohne Schonräume wäre eine Horrorvorstellung. Es ist aber nicht einzusehen, dass man einen Teil der Bevölkerung – nämlich Behinderte – pauschal in die Schonräume einweist und den Rest der Bevölkerung davon fernhält. Dies gilt gerade auch für das Bildungswesen. 
Wie nun steht es um die praktische Umsetzung der Konvention? Handelt es sich bei der Behindertenrechtskonvention um eine allenfalls langfristig zu realisierende Idealvorstellung, vielleicht sogar um eine bloße Utopie, oder formuliert sie anwendbare Rechtsnormen, die hier und jetzt ggf. auch gerichtlich durchgesetzt werden können? Diese Frage erfordert eine komplexe Antwort. 
Zunächst ist sagen, dass die Konvention für die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich verbindlich ist. Nach der mittlerweile erfolgten Ratifikation sind alle staatlichen Organe – Bund, Länder und Gemeinden – an sie gebunden. Diese Klarstellung ist nicht zuletzt deshalb wichtig, weil es im Frühjahr 2009 irritierende Berichte über Aussagen aus der hessischen Schuladministration gab, wonach sich das Bundesland Hessen in seiner Bildungspolitik nicht durch die Konvention gebunden fühle. Diese Position ist nicht nachvollziehbar. Menschenrechtskonventionen gelten nicht nur für die Bundesebene, sondern binden den Staat insgesamt, also selbstverständlich auch die Länder. Genau deshalb war ja die Zustimmung auch des Bundesrats für die Ratifikation der Behindertenrechtskonvention erforderlich. 
Von der Frage der rechtlichen Geltung zu unterscheiden ist die Frage der rechtlichen Anwendbarkeit. Vollumfänglich anwendbar wird die Konvention erst dann sein, wenn Bund und Länder Gesetze erlassen, durch die der mit der Konvention gesetzte neue Standard in konkrete innerstaatliche Rechtsnormen hinein übersetzt wird. Was etwa bezüglich des Rechts auf inklusive Bildung (Art. 24) im Konventionstext selbst in wenigen Zeilen festgelegt ist, bedarf einer sehr viel ausführlicheren innerstaatlichen Ausgestaltung in den Schulgesetzen, um in Administration und Rechtssprechung voll zur Wirksamkeit zu kommen. 
Nichts hindert indessen die Gerichte daran, die Konvention auch hier und jetzt schon zu Rate zu ziehen. Denn rechtlich bindend ist sie ja bereits, und manche ihrer Normen sind hinreichend präzise formuliert, so dass Gerichte sich in ihrer Entscheidungsfindung unmittelbar daran orientieren können. Auch in Gerichtsverfahren, die der Durchsetzung des Anspruchs auf inklusive Bildung dienen, können Betroffene und ihre Eltern sich auch heute schon durchaus auf die Konvention berufen. 
Unabhängig von der Frage gerichtlicher Durchsetzung kann die Konvention außerdem bereits hier und heute als gesellschaftspolitische Berufungsgrundlage dienen. Sie verhilft dazu, die Argumentationspflichten grundlegend neu zu verteilen. Zwar versteht es sich von selbst, dass der hohe Anspruch einer inklusiven Gesellschaft nicht mit einem Schlag verwirklicht werden kann. Die Verfasserinnen und Verfasser der Konvention waren realistisch genug, um zu wissen, dass auch ökonomische Zwänge und Engpässe berücksichtigt werden müssen. Der allseits beliebte Ressourcenvorbehalt, wonach man sich humanitär wünschenswerte Entwicklungen auf absehbare Zeit leider nicht leisten könne, wird in der Konvention seinerseits unter einen menschenrechtlichen Vorbehalt gestellt. Das Ressourcenargument verliert dadurch seinen hermetischen Charakter. Das heißt: Wenn eine Gemeinde oder eine Schulverwaltung sich darauf beruft, dass man sich diese oder jene von der Konvention geforderte inklusionspolitische Maßnahme derzeit ökonomisch nicht leisten könne, muss sie die Gründe schon genauer darlegen. Und man kann ihr darüber hinaus abverlangen, einen Plan vorzulegen, bis wann denn die geforderten Maßnahmen ggf. umgesetzt werden können. Mit anderen Worten: Die Konvention sorgt dafür, dass die Karten neu gemischt und die Argumentationslasten – zugunsten der Inklusion Behinderter – generell neu verteilt werden. 
Die Behindertenrechtskonvention setzt nicht nur neue inhaltliche Standards, sondern enthält auch Vorgaben für ein regelmäßiges Monitoring. Außerdem eröffnet sie – über ein Zusatzprotokoll, das von Deutschland ebenfalls ratifiziert worden ist – die Möglichkeit einer Individualbeschwerde. Für die Inanspruchnahme des Individualbeschwerdeverfahrens gelten relativ hohe Hürden; so müssen Betroffenen in der Regel zunächst den innerstaatlichen Rechtsweg ausgeschöpft haben, ehe sie sich mit Aussicht auf Erfolg an den UN-Ausschuss für die Rechte Behinderter wenden können. Es ist daher nicht zu erwarten, dass schon in naher Zukunft Individualbeschwerden aus Deutschland vom zuständigen UN-Ausschuss aufgenommen und bearbeitet werden. 
Anders sieht es beim Staatenberichtsverfahren aus. Bereits im Jahre 2011 muss Deutschland seinen ersten Bericht über die Umsetzung der Konventionspflichten in Genf vorlegen (die dann auch in Zukunft periodisch fällig sein werden). Die Ministerien werden sich deshalb bald nach der Bundestagswahl an die Vorbereitung begeben müssen. Bei der kritischen Prüfung dieses Berichtes ist der UN-Ausschuss für die Rechte Behinderter frei, auch Informationen aus nicht-staatlichen Quellen zu berücksichtigen – zum Beispiel von den Behindertenverbänden und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen. Diese können dabei auf Unterstützung durch das Deutsche Institut für Menschenrechte zählen, das einen spezifischen Auftrag zum „Monitoring“ der innerstaatlichen Konventionsumsetzung hat. 
Durch eine kritische Alternativberichterstattung an den UN-Ausschuss können zivilgesellschaftliche Organisationen dazu beitragen, den Veränderungsdruck, der von der Behindertenrechtskonvention auf die deutsche Politik ausgeht, aufrecht zu erhalten und sukzessive zu präzisieren. Es wäre wünschenswert, wenn auch die Fachverbände der Sonderpädagogik und der allgemeinen Pädagogik diese Möglichkeit nutzen würden, um ihre Expertise und ihren Einfluss zur Durchsetzung des Menschenrechts auf inklusive Bildung in Deutschland einzubringen. 
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